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Fallbeispiele zur Rechtssituation behinderter Pflegekinder

Fallbeispiel 1

Michelle Z., geb. 2005

Michelle wurde gesund geboren und lebte im Haushalt ihrer Eltern. Im Alter von 8 Wochen fand sie in einem lebensbedrohlichen Zustand Aufnahme in einer Kinderklinik. Es wurden bei ihr ein schweres Hirnödem und Gehirnblutungen diagnostiziert, die auf ein Schütteltrauma zurückzuführen waren.

Weitere Untersuchungen ergaben eine nahezu vollständige Zerstörung des gesamten Großhirns sowie von Anteilen des Mittel- und Stammhirns. Michelle wird aufgrund dieser Schädigung dauerhaft schwer mehrfach behindert und lebenslang auf Pflege angewiesen sein.

Den Kindeseltern wurde die elterliche Sorge für Michelle entzogen, der Vater inhaftiert.

Das Jugendamt der Stadt V, das zum Vormund bestellt worden war, beauftragte uns mit der Unterbringung des Kindes in einer Sonderpädagogischen Pflegestelle. Wir konnten sofort eine fachkompetente Pflegefamilie in Vorschlag bringen, die sich zur Aufnahme Michelles bereit erklärt hatte.

Die Kostenzusicherung für diese Hilfeform wurde von der Leitung des Jugendamtes mit der Begründung abgelehnt, bei Michelle handele es sich um ein schwer mehrfachbehindertes Kind, hier sei Jugendhilfe nicht mehr zuständig, sondern es müsse eine Hilfe gemäß SGB XII erfolgen. Die Zuständigkeit wurde an den überörtlichen Träger der Sozialhilfe abgegeben.

Michelle fand daraufhin Aufnahme in einer Behinderteneinrichtung. Damit ist die Stadt V als kommunaler Träger der Jugendhilfe oder Eingliederungshilfe nicht mehr zuständig.

Michelle wird voraussichtlich ihr Leben lang in einer stationären Einrichtung verbleiben.

Fallbeispiel 2

Paul F., geb. 2001

Paul ist ein auf Dauer schwer mehrfachbehindertes Kind einer alleinerziehenden Diplom Grafik-Designerin. Es liegt bei ihm eine BNS Epilepsie verbunden mit einer Hirnanlagestörung, eine an Blindheit grenzende Sehbehinderung, eine Bewegungsstörung und eine Lungenschädigung ( Zustand nach Lungenteilresektion ) vor.  

Anfang 2003 fand Paul Aufnahme in einer Behinderteneinrichtung in I. Seine Mutter war neben ihrer Erwerbstätigkeit nicht mehr in der Lage, seiner Betreuung und Pflege gerecht zu werden. Kostenträger der Maßnahme wurde der überörtliche Träger der Sozialhilfe in B. 

Um regelmäßig Kontakt zu ihrem Sohn haben zu können und weiterhin in seine Betreuung eingebunden zu sein, verzog Frau F. ebenfalls von B nach I.

Nach zwei Jahren kam sie zu der Überzeugung, dass ihr Sohn in einem familiären Rahmen bessere Entwicklungsbedingungen haben würde, als in einem Heim. Sie nahm Kontakt zu uns auf und beauftragte uns mit seiner Vermittlung in eine geeignete Pflegefamilie in erreichbarer Nähe ihres Wohnortes.

Frau F. stellte beim Sozialhilfeträger in B, der bereits Kostenträger der derzeitigen stationären Unterbringung ist, einen Antrag auf Eingliederungshilfe in einer Sonderpädagogischen Pflegestelle.

Dieser Antrag wurde am 11.04.2005 mit der Begründung abgelehnt, bei der Unterbringung in einer Sonderpädagogischen Pflegestelle handele es sich um eine Maßnahme der Hilfe zur Erziehung gemäß SGB VIII, dafür sei der Sozialhilfeträger nicht zuständig.

Daraufhin stellte sie am 18.04.2005 beim örtlich zuständigen Jugendamt in I einen Antrag auf Hilfe zur Erziehung in einer Sonderpädagogischen Pflegefamilie. Dieser wurde mit Schreiben vom 06.05.2005 mit der Begründung abgelehnt, die Unterbringung ihres Sohnes sei aufgrund seiner Behinderung erforderlich und daher eine Maßnahme der Eingliederungshilfe. Das Jugendamt sei hierfür nicht zuständig.

Ein Wechsel des Jungen in eine Pflegefamilie konnte bis heute aufgrund der ungeklärten Rechtssituation nicht erfolgen.

Fallbeispiel 3

Dennis P., geb. 1984

Dennis war eine Frühgeburt (ein Zwillingsbruder verstarb bei der Geburt ). Bei Dennis liegt eine schwere geistige Behinderung, Autismus und völlige Blindheit vor. Seit seinem ersten Lebensjahr lebt er in der Pflegefamilie B. in K. Bis zur Vollendung seines 21. Lebensjahres erhielten die Pflegeeltern Pflegegeld gemäß SGB VIII. Am 03.03.2005 stellten sie bei ihrem zuständigen Sozialamt des Kreises S einen Antrag auf Eingliederungshilfe. Dieser wurde mit Schreiben vom 09.03.2005 abgelehnt und es wurde den Pflegeeltern die Unterbringung des Jungen in einer stationären Einrichtung nahe gelegt. Seither erhalten die Pflegeeltern für ihren Pflegesohn nur laufende Hilfe zum Lebensunterhalt gemäß SGB XII ohne Berücksichtigung der behinderungsbedingten Mehraufwendungen, geschweige denn ein Entgelt für ihre Betreuungsleistungen. 

Es handelt sich hier um keine Einzelfälle. Sie stehen stellvertretend für die Situation zahlreicher behinderter und kranker Kinder und Jugendlicher.

